
Umgang in EWZ und WeltHaus mit Vertreter*innen und 
Funktionsträger*innen der AfD 

 

Der Vorstand des EWZ schließt sich in Hinblick auf Umgang und Verhaltensregeln mit AfD-
Offiziellen den Regelungen des DEAB an (zitierte Passagen sind wortgetreu aus dem 
Schreiben des DEAB, das durch dessen Geschäftsführung am 3. 12. 2025 an affiliierte 
Gruppen versandt wurde, übernommen – DEAB wurde hier durch EWZ und WeltHaus 
ersetzt). 

 

Verhaltensregeln  

• EWZ und WeltHaus darf sich an keiner Stelle öffentlich mit der AfD in Verbindung 
bringen.  

• Es gibt weder offizielle noch inoffizielle Termine mit Vertreter*innen oder 
Funktionär*innen der AfD. Kooperationsanfragen seitens der AfD werden 
abgelehnt.  

• EWZ und WeltHaus kritisiert die Positionen der AfD klar, konkret und 
wissensbasiert.  

• Zu Veranstaltungen (auch Kooperationen) von EWZ und WeltHau sowie zu Lobby- 
oder Austauschgesprächen laden wir keine AfD-Politiker*innen und -
Funktionär*innen ein.  

• Sofern eine andere Institution zu Veranstaltungen wie beispielsweise einer 
Podiumsdiskussion einlädt, an der auch Personen aus der AfD teilnehmen, ist in 
jedem Fall nach Rücksprache mit der EWZ-Geschäftsführung (und ggf. auch 
Vorstand) zu entscheiden, ob eine EWZ/WeltHaus-Mitwirkung sinnvoll erscheint. 
Entsprechend wird verfahren, wenn bei Kooperationsveranstaltungen einer der 
Partner*innen AfD-Vertreter*innen einlädt.  

• Zufällige Begegnungen und Gespräche im öffentlichen Raum führen in keinem 
Fall zu Absprachen oder Kooperationen.  

• EWZ und WeltHaus-Mitgliedern, die Mitglied der AfD sind, ist es untersagt, sich 
im Namen des EWZ und des WeltHauses öffentlich zu äußern. Die Grundsätze 
und Verhaltensregeln gelten für alle ehren- und hauptamtlich tätigen Engagierten 
des EWZ und WeltHauses. Den EWZ- und WeltHaus-Mitgliedsgruppen wird eine 
entsprechende Positionierung empfohlen. 

Ergänzung zu den DEAB- Regelungen: Veranstaltungen im WeltHaus 

• die Teilnahme an EWZ-/WeltHaus-Veranstaltungen durch AfD-
Amtsträger*innen sollte, wenn z.B. durch Anmeldung bekannt,  abgelehnt 
werden; bei Teilnahme an einer öffentlichen Veranstaltung oder 



unangekündigtem Erscheinen, muss der*diejenige im Falle von Provokation, 
Verbreitung anti-demokratischer Äußerungen, Störungen, etc. der 
Veranstaltung verwiesen werden - mit Hinweis darauf, wofür EWZ und 
WeltHaus stehen, und unter Betonung das Hausrechts des WeltHauses; das 
Hausrecht liegt beim EWZ bzw. dessen Vertretung, dem Vorstand. 

 

Begründung  

 

Am 02.05.2025 hat das Bundesamt für Verfassungsschutz (BfV) die AfD als „gesichert 
rechtsextremistisch“ eingestuft. Hauptgrund für diese Einstufung ist das völkische 
Verständnis von Zugehörigkeit. Laut BfV erfolgte die Einstufung "aufgrund der die 
Menschenwürde missachtenden, extremistischen Prägung der Gesamtpartei". Das in der 
Partei vorherrschende ethnisch-abstammungsmäßige Volksverständnis sei nicht mit der 
freiheitlichen demokratischen Grundordnung vereinbar. Es ziele darauf ab, bestimmte 
Bevölkerungsgruppen von einer gleichberechtigten gesellschaftlichen Teilhabe 
auszuschließen.  

Positionen der AfD stellen einen deutlichen und wiederkehrenden Bruch des 
gesellschaftlichen Konsenses zu Menschenrechten dar, sie sind vielfach rassistisch, 
völkisch und diskriminierend, außerdem tragen sie eine Verachtung der demokratischen 
Institutionen in sich. Die Partei leugnet den menschengemachten Klimawandel und lehnt 
daher alle Maßnahmen zum Klimaschutz ab. Sie hat den fachlich und wissenschaftlich 
fundierten Diskurs dazu schon lange verlassen und verbreitet Falschbehauptungen. 


